
Pornografie. In dieses letzte Kapitel ist die Po-
lemik eines Vertreters der Sexindustrie geraten,
der, oh Wunder, gegen die deutschen Porno-
grafiekriterien wettert. Wie ein solcher Beitrag
eines Interessenvertreters in einen ansonsten
kritisch reflektierenden Band geraten konnte,
bleibt rätselhaft. Man hätte ihn sich besser spa-
ren sollen.
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Das Buch „Medienregulierung in Deutsch-
land“ geht einen ungewöhnlichen Weg. Es ist
ein interdisziplinäres Projekt, das die Thematik
der Regulierung sowohl aus rechtlicher als auch
aus wirtschaftswissenschaftlicher und politolo-
gischer Sicht behandelt. Es ist damit ein facet-
tenreiches Buch entstanden, das weit über ein
herkömmliches Lehrbuch hinausgeht, aller-
dings auch vom Umfang her, mit 426 eng be-
schriebenen Textseiten ohne den umfangrei-
chen Anhang, vielleicht nicht von jedem Stu-
dierenden in Gänze rezipiert werden kann.

Ziel des Lehrbuchs ist es, einen systemati-
schen Überblick über das aktuelle System der
Medienregulierung in Deutschland zu geben.
Es wendet sich an Nichtjuristen: Studierende
der Informationswissenschaft, der Publizistik-
und Kommunikationswissenschaft sowie ande-
rer sozialwissenschaftlicher Studiengänge, die
sich mit dem deutschen Mediensystem beschäf-
tigen. Die beiden Autoren sind selbst Hoch-
schullehrer im Bereich der Kommunikations-
wissenschaft bzw. Medien- und Informations-
ökonomie an der Universität Jena bzw. der
Hochschule für Angewandte Wissenschaften
Hamburg.

Die Autoren haben es sich zum Ziel gesetzt,
ein für Nichtjuristen leichter verständliches
Lehrbuch zu schreiben als es die von Juristen
verfassten Handbücher zum Medienrecht sei-
en. Dennoch ist kein Medienrechtsbuch ent-
standen, das in vereinfachter Form verfasst wä-
re. Zum einen spart es weite Bereiche vollkom-
men aus, die herkömmlicher Weise dem Medi-
enrecht zugeordnet werden, bzw. geht schon
methodisch gar nicht erst von den typisch me-
dienrechtlichen Gebieten aus, zum anderen
werden Fragen außerhalb des rechtlichen Be-

reichs gestellt, wie die nach der gesellschaftli-
chen Rolle der Medien.

Der aus juristischer Sicht unorthodoxe An-
satz zeigt sich bereits an den fünf wesentlichen
Themenkomplexen des Buches: die Ziele der
Medienregulierung, die Theorien zur Rege-
lungseffizienz in einem ersten Teil und in einem
zweiten Teil über die Regulierung der Medien
in Deutschland die Themen der medienspezifi-
schen Regulierungsmaßnahmen, die medien-
übergreifende Regulierung im Rahmen des
Wirtschaftsrechts sowie der Aspekt der Medi-
enentwicklung und Medienregulierung. Die
Darstellung begnügt sich nicht mit einer Auf-
zählung der unterschiedlichen Regulierungs-
maßnahmen, sondern beschreibt die dahinter
stehenden unterschiedlichen Regulierungszie-
le, insbesondere im Hinblick auf kommunika-
tive und wirtschaftspolitische Wirkungen von
Medieninhalten. Dabei wird der Frage beson-
dere Aufmerksamkeit geschenkt, inwieweit der
Staat überhaupt in der Lage ist, adäquate Regu-
lierungsziele zu formulieren und diese auch
durchzusetzen. Weitere Aspekte sind Regulie-
rungen des Kartell- und Wettbewerbsrechts,
des Werberechts und des Rechts am geistigen
Eigentum, insbes. des Urheberrechts. Im Hin-
blick auf die Zukunft wird untersucht, ob staat-
liche Regulierung oder Selbstregulierung vor-
zugswürdig sind, ob die noch unterschiedlichen
Mediengattungen einer einheitlichen Regelung
unterworfen werden sollen, ob die Regelung
auf Landesebene, Bundesebene oder suprana-
tional erfolgen soll, und schließlich, wie die Ab-
stimmung zwischen medienrechtlichen, wirt-
schaftsrechtlichen und industriepolitischen
Förderinitiativen miteinander abgestimmt wer-
den können. Hilfreich sind zahlreiche Schau-
bilder und Übersichten zum Medienrecht und
Übungsfragen mit Lösungshinweisen.

Aus Sicht eines Medienrechtlers ist die Her-
angehensweise nicht nur ungewohnt, sondern
auch zweifelhaft. Es fehlt eine klare Trennung
medienrechtlicher Vorgaben und medienpoli-
tischer Wünschbarkeiten. Ausgangspunkt aller
medienrechtlichen Überlegungen müssen die
einschlägigen Normen sein, insbesondere die
verfassungsrechtlichen Vorgaben. Hieran fehlt
es aber weitgehend, von einer dogmatischen
Aufarbeitung der Normen ganz abgesehen.
Diese Schwäche zieht sich durch die gesamte
Darstellung, die vielfach als Auflistung von
Fakten erscheint, die zwar allesamt wichtig
sind, indessen meist dogmatisch unverbunden
nebeneinander stehen.

Ein eklatantes Beispiel ist die Darstellung des
geistigen Eigentums ohne dessen verfassungs-
rechtliche Einbindung in die Eigentumsfreiheit
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des Art. 14 Abs. 1 GG, die für das Verständnis
dieses Rechtsgebiets unabdingbar ist. Beim
Presse- und Rundfunkbegriff wurde nicht hin-
reichend zwischen verfassungsrechtlicher und
einfachgesetzlicher Begrifflichkeit unterschie-
den. Rundfunk jedenfalls ist als schützendes
Grundrecht anders zu interpretieren als dersel-
be Begriff in einer einfachgesetzlichen Norm,
die Rundfunk genehmigungspflichtig macht.
Ob für die „Definition des öffentlich-rechtli-
chen Rundfunks“ tatsächlich „das Zielsystem“
grundlegend ist, steht zu bezweifeln. Im Übri-
gen ist noch von Rundfunkgebühr die Rede.
Das Zugangserschwerungsgesetz, das bereits in
der Einführung erwähnt wird, hat keine prak-
tische Bedeutung erlangt. Die Darstellung, die
mit „Systematik medienrelevanter Rechtsquel-
len“ überschrieben ist und faktisch die Nor-
menpyramide darstellen soll, ist missglückt, da
das „Internationale Recht“ über das Europa-
recht gestellt und die Verfassungen der Länder
dem Bundesrecht übergeordnet wurden.

Die interessantesten Antworten auf die ge-
stellten Fragen beziehen sich auf den Födera-
lismus, der als ursächlich dafür gesehen wird,
dass in Deutschland keine grundlegende Um-
gestaltung des Medienrechts erfolgt sei. Zudem
wird die mangelnde Abstimmung zwischen
Bund und Ländern kritisiert. Da die Zusam-
menlegung der Regulierungskompetenzen von
Bund und Ländern nicht ohne Änderung des
GG möglich ist, wird ein Medienrat gefordert,
der für eine bessere Abstimmung zwischen Me-
dienrecht und medienrelevantem Wirtschafts-
recht sorgen soll.

Als Ersatz für ein klassisches medienrechtli-
ches Lehrbuch wird „Medienregulierung in
Deutschland“ kaum dienen können. Für die im
Vorwort und in der Einleitung erwähnten Ziel-
gruppen ist ein umfassendes und sehr vertieftes
Lehrbuch entstanden, mit dem der Leser die
unterschiedlichsten Facetten der Medienregu-
lierung kennenlernen kann.

Frank Fechner

Christian Stegbauer [Hrsg.]
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Schon früh hat sich die Forschung ungleich-
heitsbezogenen Effekten der Medienverbrei-
tung zugewandt und so beispielsweise ab Ende
der 1940er Jahre in empirischen Arbeiten die

schichtspezifische Rezeption medialer Infor-
mationskampagnen unter die Lupe genommen.
Tichenor und Kollegen (1970) zeichnen in ih-
rem klassischen Aufsatz zur Wissenskluftfor-
schung vor, was bis heute als eine grundlegende
Erkenntnis zum Zusammenhang von Un-
gleichheit und Medien gelten kann: „[T]he mass
media seem to have a function similar to that of
other social institutions: that of reinforcing or
increasing existing inequities“ (Tichenor/Do-
nohue/Olien 1970: 170).

Der von Christian Stegbauer herausgegebene
Sammelband „Ungleichheit. Medien- und
kommunikationssoziologische Perspektiven“
versammelt dabei Beiträge zum Thema, die sich
so unterschiedlichen Aspekten der Ungleich-
heitsthematik widmen, dass keine zusammen-
fassende Grundaussage des Bandes festgehalten
werden kann – was aber an sich kein Manko ist,
sondern für die Vielfalt des Themas und der hier
besprochenen Publikation spricht. Inhaltlich ist
der aus einer Tagung hervorgegangene Sam-
melband in vier Abschnitte unterteilt: Die ers-
ten sieben Beiträge sind dem Bereich „Öffent-
lichkeit und Massenmedien“ zugeordnet, zwei
Beiträge firmieren unter der Überschrift „Mig-
ration“, drei Artikel widmen sich dem Bereich
„Gender“ und die letzten drei Arbeiten sind
zum Unterkapitel „Ungleichheitsproduktion
in den Medien“ zusammengeführt. Da die ins-
gesamt 15 Beiträge hier nicht im Einzelnen ge-
würdigt werden können, werden im Folgenden
jeweils pro Teilbereich ein bis zwei Beiträge
herausgestellt.

Kurt Imhof leitet mit einer Ausarbeitung
zum „neuen Strukturwandel der Öffentlich-
keit“ den Teilbereich „Öffentlichkeit und Mas-
senmedien“ ein und nimmt hier eine Relativie-
rung des medialen Einflusses vor: So führt Im-
hof aus, dass der Wandel von Öffentlichkeit
zwar auf die Ausdifferenzierung des Medien-
systems (Konzentrationsprozesse, Orientie-
rung an Marktlogiken, Medialisierungseffekte
in der Politik) zurückzuführen sei und in einer
Reduktion medialer Pluralität, einer Personali-
sierung des Politischen und einer sinkenden ge-
sellschaftlichen Partizipation bildungs- und
einkommensschwächerer Schichten zum Aus-
druck komme. Gleichzeitig weist Imhof jedoch
darauf hin, dass die Politik hinsichtlich ökono-
mischer Prozesse an Regulationskompetenz
verliere, nationalstaatlich begrenzte Öffentlich-
keiten einen Bedeutungsverlust erlitten und
fortschreitende Segregationsprozesse die öf-
fentliche Teilhabe ganzer Bevölkerungsseg-
mente unwahrscheinlich mache, was jenseits
der Ausdifferenzierung des Mediensystems ei-
ne Veränderung politischer Öffentlichkeit im-
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